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Monate nach dem Lockdown samt hoher Arbeitslosigkeit,  
Unternehmenspleiten und explodierenden Staatsschulden müss-
te allen Bürgern dieses Landes klar sein, dass eine Welt ohne 
Wirtschaftswachstum keinen besonders schönen Anblick und 
Ausblick bietet. Die wirtschaftlichen und sozialen Folgen  
sind allerorts verheerend, so auch in Österreich. Zeit für eine 
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Das große Experiment 

Virologisch betrachtet ist die Bilanz eine ziemlich 
beeindruckende: Bereits wenige Wochen nach dem 
großen Lockdown konnte die österreichische Bundes-
regierung feststellen, dass sie mit radikalen Eingriffen 
in die Grundrechte der Bürger den Kollaps des heimi-
schen Gesundheitssystems verhindert hat. Die für Co-
rona-Patienten bereitgestellten Intensivbetten blieben 
überwiegend leer, auch Wochen nach den ersten Lo-
ckerungen sind die Infektionszahlen im internationa-
len Vergleich betrachtet noch immer sehr niedrig. 

Das bedeutet aber nicht, dass die Bundesregierung alles 
richtig gemacht hätte. So wie keine Regierung der Welt 
fehlerlos durch diese Gesundheitskrise gekommen ist. 
Das wäre auch gar nicht möglich, weil die ganze Welt 
noch gegen einen weitgehend unsichtbaren Gegner 
kämpft. Erst langsam lichten sich die Nebel, erst lang-
sam gewöhnen sich unsere Augen an die geänderten 
Lichtverhältnisse, erst langsam werden die ersten Kon-
turen erkennbar. Klar ist jedenfalls, dass diese Gesund-
heitskrise nicht plötzlich verschwinden wird. 
 
Das ist auch der Grund, warum wir von der Agenda 
Austria eine erste Zwischenbilanz ziehen. Wir analysie-
ren die getroffenen Entscheidungen aus wirtschaftspo-
litischer Sicht, um festzustellen, was gelungen ist – und 
was zu ändern ist. Entscheidend ist schließlich nicht, 
ob Fehler gemacht wurden. Entscheidend ist, die Feh-
ler zu identifizieren, um aus ihnen zu lernen und sie 
in den kommenden Wochen, Monaten und Jahren zu 
vermeiden. Nach der Pandemie ist vermutlich vor der 
Pandemie. 

Einleitung

Vier Monate nach dem Lockdown samt hoher Arbeits-
losigkeit, Unternehmenspleiten und explodierenden 
Staatsschulden müsste allen Bürgern dieses Landes klar 
sein, dass eine Welt ohne Wirtschaftswachstum keinen 
besonders schönen Anblick und Ausblick bietet. Die 
wirtschaftlichen und sozialen Folgen sind allerorts 
verheerend, so auch in Österreich. Auf dem bisheri-
gen Höhepunkt der Krise waren knapp 1,9 Millionen 
Menschen in Kurzarbeit oder arbeitslos gemeldet, das 
entspricht fast 40 Prozent des gesamten Arbeitskräf-
tepotenzials. Einen ähnlich starken Rückgang der Be-
schäftigtenzahl gab es in der Nachkriegsgeschichte des 
Landes erst einmal (1952). Trotz bisher beispielloser 
Rettungspakete vonseiten des Staates ortet der Kredit-
schutzverband von 1870 (KSV) eine heranrollende Plei-
tewelle, die vor allem viele kleinere Betriebe erfassen 
wird. In diesem Zusammenhang wird vom KSV auch 
davor gewarnt, Unternehmen, die schon „unter Wasser“ 
sind, noch öffentliches Geld zukommen zu lassen. Wir 
alle kämpfen nach wie vor gegen einen unsichtbaren 
und weitgehend unbekannten Gegner. Nun ist der ös-
terreichischen Bundesregierung der Wille nicht abzu-
sprechen, die Kaufkraft der Arbeitnehmer abzusichern 
und die drohende Pleitewelle möglichst klein zu halten.  
Zahlreiche Hilfsprogramme wurden seit dem Aus-
bruch der Corona-Krise auf den Weg geschickt, 
bisher unvorstellbare Summen auf Rechnung 
der Bürger bereitgestellt. Während die Regierung 
mit Kosten von bis zu 50 Milliarden Euro rech-
net, könnten diese durchaus deutlich höher liegen –  
je nach Ausmaß der Inanspruchnahme von Staatshilfen.  1

Abb. 1:  Das Hilfspaket hat bisher vor allem bei Steuerstundungen oder Kreditgarantien 
gewirkt, die tatsächlichen Auszahlungen sind nach wie vor geringer als angekündigt.
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Quelle: Eigene Berechnungen, BMF.

Steuererleichterungen umfassen die Stundung & Ratenzahlung für Altlasten sowie Absenkung 
der Vorauszahlungen zu Einkommen- und Körperschaftsteuer. Zuletzt aktualisiert: 15.07.2020 
Kurzarbeit: Stand 09.08.2020.

Wie viel Corona-Staatshilfe tatsächlich geflossen ist

1	Budgetdienst (2020).
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Arbeitsmarkt 

Kurzarbeitsgeld
Österreich hat zur Absicherung der Kaufkraft der Ar-
beitnehmer eines der großzügigsten Modelle gewählt, 
die es weltweit gibt. Wer auf Kurzarbeit geschickt wird, 
kann mit bis zu 90 Prozent seines letzten Nettoein-
kommens rechnen. Die Großzügigkeit der öffentlichen 
Hand steht aber seit Anbeginn im Konflikt mit der 
Effizienz der öffentlichen Bürokratie. Kurzarbeitsgeld 
können nur jene Unternehmen bezahlen, die über 
ausreichend Reserven verfügen. Denn die Löhne wer-
den von den Betrieben weitergezahlt bzw. vorgestreckt, 
die öffentliche Hand hält die Unternehmen mit einer 
Zeitverzögerung von bis zu 60 Tagen schadlos. Nicht 
nur die Auszahlung der Gelder dauert lange, auch die 
Prüfung der Anträge verschlingt jede Menge Zeit. Was 
auch daran liegt, dass der Österreichische Gewerk-
schaftsbund (ÖGB) und die Wirtschaftskammer Öster-
reich (WKÖ) als Kontrollinstanz fungieren.

Die Schweiz war hier deutlich schneller, die öffentli-
chen Gelder flossen sofort. Während das Arbeitsmarkt-
service (AMS) bereits mit 250.000 Anträgen in höchs-
tem Maße gefordert war, hat die Schweiz innerhalb 
weniger Tage über eine Million Anträge abgewickelt. 
Und das ganz analog: Beamte aus anderen Bereichen 
wurden für die Abwicklung der Kurzarbeitsanträge 
abgestellt, ein für Österreich geradezu undenkbarer 
Vorgang. Ungeachtet dieser bürokratischen Schwie-
rigkeiten war das Kurzarbeitsgeld zum Zeitpunkt des 
Lockdowns richtig und wichtig.

Kurzarbeit ist zwar teuer, volkswirtschaftlich betrachtet 
aber günstiger als großflächige Kündigungen. Zumal 
die großen Wirtschaftsforschungsinstitute WIFO (Ös-
terreichisches Institut für Wirtschaftsforschung) und 
IHS (Institut für Höhere Studien) zu Beginn der Kri-
se noch von einer raschen Erholung ausgegangen wa-
ren, von einer sogenannten „V-förmigen“-Entwicklung 
(starker Absturz, starke Erholung). Mit Fortdauer der 
Krise zeigt sich allerdings, dass diese Erholung deutlich 
schleppender verlaufen wird als ursprünglich ange-
nommen. Womit auch die Kurzarbeit zu hinterfragen 
ist, weil sie für den langfristigen Einsatz weder gedacht 
noch geeignet ist. 

Werden also zehn Prozent der Beschäftigten mit einer 
Arbeitsreduktion von 90 Prozent in Kurzarbeit ge-
schickt, fallen für den Staat Kosten in Höhe von 161 
Millionen Euro an – und zwar jede Woche. Sind es 

75 Prozent der Beschäftigten mit einer Arbeitsreduk-
tion von 50 Prozent, wären es wöchentlich schon 449 
Millionen Euro. Mit anderen Worten: Die Kurzarbeit 
geht ordentlich ins (öffentliche) Geld. Das Modell soll-
te auslaufen bzw. modifiziert werden, um sogenannte 
Mitnahmeeffekte möglichst gering zu halten. 

Abb. 2:  Was die Kurzarbeit kostet

Die Kosten des neuen Kurzarbeitsmodells
– in Millionen Euro pro Woche
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Anmerkung: Von der Berechnung ausgenommen wurden die systemrelevanten Sektoren: 
Land- und Forstwirtschaft, Energie- und Wasserversorgung, Müllentsorgung, ö�entliche 
Verwaltung, Erziehung und Unterricht sowie das Gesundheits- und Sozialwesen.

Quelle: Eigene Berechnungen, Lohnsteuerstatistik.

Damit sind jene Kosten gemeint, die aufgrund der 
grundsätzlichen Möglichkeit entstehen, dass Unterneh-
men ihre Mitarbeiter auf Kurzarbeit schicken können, 
jedoch nicht, weil es eine wirkliche Notwendigkeit 
gibt. Die Kurzarbeit sollte an Attraktivität verlieren, 
um in der zweiten Phase einer möglichen Verlänge-
rung leistungsgerechter zu werden. Künftig könnte 
nur noch eine Reduktion der Arbeitszeit von bis zu 50 
Prozent ermöglicht werden statt wie bisher 90 Prozent. 
Eine weitere Möglichkeit wäre, die Körperschaftsteuer 
nach der Krise für diejenigen Firmen zu reduzieren, 
die Kurzarbeit nicht in Anspruch genommen und 
Mitarbeiter nicht gekündigt haben. Gleichermaßen 
könnten auch Aufschläge für jene überlegt werden, die 
das Kurzarbeitsmodell länger als drei Monate nutzen. 
Kosten: bis zu zwölf Milliarden Euro laut Finanz-
ministerium.

Arbeitslosenbonus
Die Regierung hat verkündet, allen Arbeitslosen, die 
aufgrund der Corona-Krise mindestens 60 Tage ohne 
Job waren, eine Einmalzahlung von 450 Euro zukom-
men zu lassen. Oppositionsparteien kritisierten diese 
Maßnahme als Almosen, vor allem vonseiten der SPÖ 
und ihr nahestehender Organisationen wird eine gene-
relle Anhebung des Arbeitslosengeldes auf 70 Prozent 
des letzten Nettobezugs propagiert. Letzteres mit dem 
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Außenhandel

Hier lässt sich nichts Gutes erahnen. Die Idee einer 
Stärkung der lokalen Wertschöpfung, um Lieferketten 
kurz und damit weniger anfällig zu halten, lehnt sich 
an Strategien aus dem Merkantilismus an. Dies wird 
die heimische Produktion unweigerlich verteuern und 
gleichzeitig die Wettbewerbsfähigkeit reduzieren. So 
kündigte die Regierung an: „Zerbrechliche Lieferket-
ten werden gestärkt und sorgen dafür, dass Lebens-
mittel und Medikamente in Österreich und Europa 
nicht ausgehen. Ebenso müssen Produktionsketten für 
Handschuhe, Desinfektionsmittel und Mundschutz ge-
schlossen werden, um Österreich unabhängiger zu ma-
chen. Für die Zukunft wird an einem Topf gearbeitet, 
um die Produktion von wesentlichen Medikamenten 
wie Antibiotika und Penizillin in Europa sicherzustel-
len. Dies wird Teil der EU-Industriestrategie werden.“  2  

Es ist beachtlich, dass eine weltumspannende Gesund-
heitskrise mit nationalistischen Rezepten bekämpft 
werden soll. Ausgerechnet innerhalb der als Freihan-
delszone konzipierten Europäischen Union ist dieser 
Trend besonders gut sichtbar. Das dürfte auch daran 
liegen, dass die Wirtschaft in Europa weltweit gesehen 
bis dato am stärksten von Coro-
na getroffen wurde. Abschottung 
wird das Problem verschärfen, 
nicht verringern, gerade für einen 
Kontinent, der so stark vom Au-
ßenhandel abhängig ist. Das gilt 
insbesondere für Deutschland 
und Österreich.

Die Regierung hat außerdem die 
verschärfte Kontrolle ausländi-
scher Investitionen in Österreich 
angekündigt. Geplant ist, dass 
Beteiligungen von über zehn Prozent (in manchen 
Fällen von 25 Prozent) durch ausländische Investoren 
einer Genehmigungspflicht durch den Staat unterlie-
gen. Damit soll der Ausverkauf von Unternehmen aus 
strategisch wichtigen Branchen verhindert werden. 
Gut gemeint, aber letzten Endes gleichbedeutend mit 
Protektionismus, der zahlreiche Opfer fordern wird. 
So stellt das Investitionskontrollgesetz für die ohne-
hin nicht sonderlich starke Start-up-Szene eine Hürde 
dar. Denn sobald solche jungen Unternehmen aus der 

2	Bundeskanzleramt (2020).

Argument, dass Arbeitslose deutlich schlechter gestellt 
seien als die Empfänger von Kurzarbeitsgeld, die bis zu 
90 Prozent ihres letzten Nettobezugs erhalten. 

Zweifellos richtig ist, dass Österreich zu Beginn der Ar-
beitslosigkeit ein im internationalen Vergleich eher nied-
riges Arbeitslosengeld bezahlt. Mit 55 Prozent des letz-
ten Nettobezugs ist der Einkommensverlust für einen 
Durchschnittsverdiener beträchtlich. Übersehen wird in 
der Debatte, dass Österreich das Arbeitslosengeld de fac-
to zeitlich unbegrenzt ausbezahlt. Nach zwölf Monaten 
geht es mit einem leichten Abschlag in die Notstands-
hilfe über, die ohne zeitliche Beschränkung verlängert 
werden kann. Ab 30 Monaten Arbeitslosigkeit erhält ein 
früherer Durchschnittsverdiener, der seinen Job verlo-
ren hat, deutlich mehr finanzielle Unterstützung als in 
allen vergleichbaren Wohlfahrtsstaaten. Eine generelle 
Erhöhung des Arbeitslosengeldes hätte somit langfristig 
enorme finanzielle Folgen, von fehlenden Anreizen für 
eine schnelle Jobsuche nicht zu reden. 

Wir von der Agenda Austria plädieren ähnlich wie ÖGB 
und Arbeiterkammer (AK) für ein höheres Arbeitslo-
sengeld – allerdings unter der Bedingung, dass es mit 
Fortdauer der Arbeitslosigkeit absinkt. Damit wäre ei-
nerseits der finanzielle Absturz mit dem Jobverlust in 
den ersten Monaten geringer – und andererseits den-
noch ein Anreiz gegeben, sich rasch um einen Job zu 
bemühen und nicht in die Langzeitarbeitslosigkeit 
abzurutschen. Bestehende Studien zeigen ausnahmslos, 
dass nach zwölf Monaten Arbeitslosigkeit die Chancen 
auf den Wiedereinstieg in den Arbeitsmarkt deutlich 
sinken. Und in Österreich war der Anstieg der Langzeit-
arbeitslosigkeit schon vor Ausbruch der Corona-Krise 
das große Problem. Voraussetzung für eine Reform 
des Arbeitslosengeldes ist aber ein funktionierender 
Arbeitsmarkt. Diese Maßnahme sollte also erst im Auf-
schwung gesetzt werden. Wichtiger als die Subventio-
nierung von Arbeitslosigkeit wären Anreize für mehr 
Beschäftigung. Die Senkung des Dienstgeberanteils zur 
Sozialversicherung (SV) bei neuen Einstellungen ist ein 
effektives Werkzeug, um mehr Dynamik auf dem Ar-
beitsmarkt zu erzeugen. Das kostet zwar Geld, ist aber 
günstiger als die Finanzierung von Arbeitslosigkeit. 
Würde man den Dienstgeberanteil der SV-Beiträge für 
Neueinstellungen für ein ganzes Jahr streichen, fehlten 
der öffentlichen Hand rund 2,1 Milliarden Euro. Eine 
höhere Arbeitslosigkeit würde aber bis zu vier Milliar-
den Euro kosten und darüber hinaus negative Lang-
fristeffekte haben. Kosten: 250 Millionen Euro laut 
Finanzministerium.

Nationalistische 
Abschottung wird 
das Problem ver‑
schärfen, nicht ver‑
ringern – gerade 
für Deutschland 
und Österreich, 
die vom Außen‑
handel stark 
abhängig sind.
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heute nicht. Es existiert auch keinerlei Anforderungs-
profil an die Lehrer und keinerlei Qualitätskontrolle. 
Vielmehr kommt es zu einer Art „Klassen-Lotterie“: 
Ob Schüler engagierte Lehrer haben, die auch mit 
modernen Technologien umgehen können, ist und 
bleibt eines: Glückssache. Das ist vor allem für Kinder 
aus bildungsfernen Haushalten eine überaus schlech-
te Nachricht. Es gibt keine wirksamen Strategien, wie 
insbesondere diese Schüler die versäumten Inhalte 
nachholen könnten. Kosten: 440 Millionen Euro laut 
Finanzministerium.

Budget und Steuern 

In der ökonomischen Literatur wird eine temporäre 
Mehrwertsteuersenkung als hilfreich zur Verhinderung 
von Rezessionen angesehen, weil Konsumausgaben da-
durch vorgezogen werden. Vorausgesetzt natürlich, die 
niedrigeren Steuersätze werden auch an die Verbrau-
cher weitergegeben.  3 Noch besser sind Senkungen der 
Abgaben auf Arbeit, insbesondere für niedrigere Ein-
kommen. Am besten wirken solche Steuersenkungen 
dann, wenn die Steuern monatlich und nicht jährlich 
abgerechnet werden, auf diese Weise kann sich der sti-
mulierende Effekt sofort und nicht erst verzögert ent-
falten. In diesem Sinne hat die Regierung alles richtig 
gemacht, wobei ein paar Schönheitsfehler nicht zu 
übersehen sind:

Abschreibungen
Eine degressive Abschreibung in der Höhe von 30 Pro-
zent bringt am Beginn der Investition Steuervorteile. 
Mit anderen Worten: Investitionen werden in den ers-
ten Jahren steuerlich deutlich bessergestellt. Eine der-
artige Maßnahme ist besonders in einer Krise wichtig, 
weil sie Investitionen anregt, wodurch die Produkti-
vität und in weiterer Folge auch das Wachstum steigt. 
Die empirische Evidenz zeigt ebenfalls überwiegend, 
dass eine degressive Abschreibung eine Reihe an posi-
tiven Effekten hat, insbesondere bei höheren Anlagein-
vestitionen.  4 Kosten: 900 Millionen Euro insgesamt für 
2020 und 2021 laut Finanzministerium.

Bonuszahlungen
Die steuer- und sozialversicherungsfreien Bonuszah-
lungen für besondere Leistungen in der Corona-Krise 

3	Das Paper von Arnold et al. (2011) gibt einen guten Überblick.
4	Ohrn (2019); Maffini et al. (2019).

Seed-Phase herauswachsen (z.B. Growth Financing), 
sind internationale Investoren notwendig, da die loka-
le Investorenszene dafür zu klein ist. Jede zusätzliche 
bürokratische Hürde bedeutet, dass für entsprechende 
Investoren der Standort Österreich weniger interessant 
wird. Ein Schritt, der nicht ohne Nebenwirkungen 
bleiben wird.

Bildung 

Digitalisierungspaket 
Das Digitalisierungspaket weist eine ganze Reihe guter 
Ansätze auf. Insbesondere in jenem Bereich, in dem es 
den größten Handlungsbedarf gibt: der Bildung. Hier 
ist von der Weiterbildung der Lehrkräfte die Rede, 
ebenso wie von der besseren Ausstattung der Bildungs-
einrichtungen mit der nötigen Infrastruktur. Klar aber 
ist: Es darf sich nicht wiederholen, dass Schüler, Lehrer 
und auch Eltern derart unvorbereitet in einen Lock-
down geschickt werden. Der wohl kostspieligste und 
zentralste Punkt des Bildungspakets ist schwer nach-
vollziehbar. Das Verteilen von „Gratis-Endgeräten“ an 
die Kinder mag zwar in der Bevölkerung populär sein, 
ist aber in höchstem Maße ineffizient. Gutscheine für 
sozial schwächere Haushalte wären die einfachere Lö-
sung gewesen. Warum sich jede Schule das entspre-
chende Endgerät selbst aussuchen kann, ist zudem 
eine etwas eigenwillige Interpretation des heimischen 
Bildungsföderalismus. Die Direktoren dürfen sich die 
Lehrer nicht aussuchen – aber die Computer für die 
Kinder. Auch ist die Umsetzung nicht, wie dringend 
notwendig, sofort, sondern erst per Ende 2021 vorgese-
hen – und damit sehr spät (gerade auch vor dem Hin-
tergrund der Frage, mit welchem Modus die Schulen in 
den Herbst starten sollen/werden). Es liegt die Vermu-
tung nahe, dass die begonnenen Sommerferien nicht 
dazu genutzt werden, die Versäumnisse im Bildungsbe-
reich möglichst rasch nachzuholen. Vielmehr scheint 
das Prinzip Hoffnung zu regieren: „Es wird schon alles 
gut gehen“, und Österreich werde schon irgendwie von 
neuen Infektionswellen verschont bleiben.

Das Fehlen einer allgemeinen Strategie ist in diesem 
Zusammenhang besonders kritisch zu sehen. Einzelne 
Schulen und Lehrer haben zwar gute Arbeit geleistet, 
aber es ist zu keinem Zeitpunkt der Eindruck entstan-
den, dass das Bildungsministerium strategische Ziele 
oder operative Maßnahmen vorgegeben hätte. Die Di-
gitalisierung aller Lehrinhalte wurde bereits im Jahr 
2015 vollmundig angekündigt. Aber es gibt sie bis 
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umgesetzt werden, ist noch unklar. Darüber hinaus 
hilft die Maßnahme auch jenen Unternehmen we-
nig, die über keine Liquidität und zu wenig Eigen-
kapital verfügen. Kosten: eine Milliarde Euro laut  
Finanzministerium.

Lohn- und Einkommensteuer
Der Eingangssteuersatz der Lohn- und Einkommen-
steuer wurde vorzeitig von 25 auf 20 Prozent reduziert 
(rückwirkend ab Jänner 2020). Darüber hinaus wurde 
die Negativsteuer um 100 Euro erhöht. Eine Lohnsteu-
ersenkung ist in höchstem Maße begrüßenswert, weil 
das allgemeine Steuerniveau auch nach der Reduzie-
rung noch immer zu hoch ist. Nachhaltig wäre eine 
solche Senkung aber nur, wenn im Zuge dessen auch 
die kalte Progression abgeschafft würde. So reicht die 
Herabsetzung des Eingangssteuersatzes nicht einmal 
aus, um die seit der letzten Steuerreform angefallene 
Mehrbelastung durch die kalte Progression zu kom-
pensieren.  5 Wichtig wäre zudem, die kommenden 
Etappen der bereits geplanten Steuerreform vorzuzie-
hen. Eine Verschiebung oder gar Streichung der wei-
teren Etappen im Hinblick auf die steigenden Staats-
schulden wäre hingegen fatal. Kosten: 1,6 Milliarden 
Euro + 180 Millionen Euro Negativsteuer laut Fi-
nanzministerium.

Abb. 3:  Die Geringverdiener werden am stärksten entlastet

Die Entlastung durch das Corona-Paket
– im Monat, am Beispiel durchschnittlicher Haushaltseinkommen* in Euro

in Euro in Prozent der Abgabenlast

1.052,2 15,2 28,5

1.358,4 22,6 14,3

1.629,2 29,3 9,4

1.854,9 31,2 7,3

2.082,5 33,7 5,9

2.298,2 34,4 4,9

2.556,2 38,3 4,4

2.885,7 39,7 3,7

3.362,3 40,2 2,7

5.237,1 40,2 1,3

Quelle: Eigene Berechnungen, Euromod, EU-SILC.
*Anmerkung: Verfügbare Äquivalenzeinkommen unter Berücksichtigung der Einmalzahlung für 
Arbeitslose, Einkommensteuersenkung, Kinderbeihilfe sowie der erhöhten Negativsteuer.

5	Neben der Senkung des Eingangssteuersatzes wurden allerdings weitere 
Entlastungen, speziell für Haushalte mit Kindern (Familienbonus Plus), 
eingeführt. Kombiniert man diese zusätzlichen Entlastungsschritte mit 
der Steuersenkung, so übersteigt auch in einigen Fällen das Entlastungs-
volumen die kalte Progression. Da diese schleichende Steuererhöhung 
allerdings nach wie vor nicht abgeschafft wurde, werden auch diese 
Haushalte früher oder später wieder zusätzlich belastet werden.

sind aus Sicht der Agenda Austria 
zu begrüßen. Mehrleistung sollte 
belohnt werden. Bis zu 3.000 Euro 
können brutto für netto an die Be-
schäftigten ausgezahlt werden. Um 
abgabenrechtlich motivierte Ge-
staltungen zu verhindern, weisen 
die parlamentarischen Erläuterun-
gen insbesondere darauf hin, dass 
solche Zulagen und Bonuszahlun-
gen üblicherweise im Unterneh-

men bisher nicht gewährt worden sein dürfen und 
ausschließlich zum Zweck der Belohnung im Zusam-
menhang mit COVID-19 stehen. Diese Einschränkung 
sollte aufgehoben und die Maßnahme für alle Arbeit-
nehmer eingeführt werden, aber auch nach der Krise 
weiter gelten. Eine Alternative, basierend auf einem 
weiteren Vorschlag der Agenda Austria, wäre eine ab-
gabenfreie Gewinnbeteiligung der Mitarbeiter in der 
Höhe von 3.000 Euro.

Verlustrücktrag
Der Verlustrücktrag sieht die Möglichkeit einer Gegen-
rechnung der Verluste des Jahres 2020 gegen bereits 
versteuerte Gewinne der Jahre 2019 und 2018 vor, was 
Steuerrückzahlungen an Unternehmen zur Folge hätte. 
Der Verlustrücktrag bis 2018 ist eine der besten Maß-
nahmen, die von der Regierung getroffen wurden. Er 
fällt auch großzügiger als in Deutschland aus. Damit 
stärkt man insbesondere gesunde Unternehmen, die 
durch die Corona-Krise ohne Verschulden in Mitlei-
denschaft gezogen wurden und deren Eigenkapital 
im Zuge der anfallenden Verluste abschmilzt. Eigen-
kapital ist allerdings die Voraussetzung dafür, dass in 
Zukunft wieder investiert werden kann. Kosten: zwei 
Milliarden Euro laut Finanzministerium. 

Investitionsprämie 
Die Investitionsprämie soll Unternehmen einen An-
reiz zum Vorziehen von Investitionen bieten. Ge-
fördert werden Wirtschaftsgüter, die zwischen dem 
01.09.2020 und dem 08.02.2021 angeschafft werden, 
sofern sie nicht als klimaschädlich gelten. Die Prä-
mie beläuft sich auf sieben Prozent des Investitions-
volumens, wobei Investitionen im Zusammenhang 
mit Digitalisierung, Ökologisierung oder Gesund-
heit mit 14 Prozent besonders gefördert werden. Der 
Grundgedanke ist richtig und wichtig. Allerdings 
wird es ein hohes Maß an Mitnahmeeffekten von je-
nen Unternehmen geben, die ohnedies investiert  
hätten. Wie viele zusätzliche Investitionen wirklich 

Eine Lohnsteuer‑
senkung ist höchst 
begrüßenswert. 
Nachhaltig wird 
es aber nur, wenn 
im Zuge dessen 
auch die kalte 
Progression ab‑ 
geschafft wird. 
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(Stand 15.07.2020). Das Problem 
ist nicht gelöst, sondern nur aufge-
schoben. Wobei davon auszugehen 
ist, dass es heuer nicht sehr viele 
Betriebe geben wird, die das lau-
fende Jahr mit Gewinnen abschlie-
ßen werden. 

Bauern
Die Landwirtschaft ist das vermut-
lich dunkelste Kapitel des Ret-
tungspakets der Regierung. Es ist 
das beste Beispiel für erfolgreichen 
Lobbyismus und die Bedienung 
von Partikularinteressen. So be-
kommen die Landwirte Zuschüsse in Höhe von 400 
Millionen Euro. Zusätzlich erhalten nicht mehr aktive 
Bauern eine Pensionserhöhung von 450 Euro pro Jahr 

– rückwirkend per 1. Jänner und dauerhaft. Außerdem 
wird der Solidaritätsbeitrag in Höhe von 0,5 Prozent, 
den alle bäuerlichen Pensionisten zahlen, gestrichen. 
Weiters gibt es Vergünstigungen in der Krankenversi-
cherung, das bringt für die Betriebe Entlastungen in 
Höhe von 320 bis 930 Euro im Jahr. Eingeführt wird 
eine steuerliche Risikoausgleichsmaßnahme, um die 
Landwirte besser vor Preis- und Ertragsschwankungen 
zu schützen. Insbesondere die Pensionserhöhung der 
Bauern ist ein ordnungspolitisch verheerendes Signal, 
zumal ja auch niemand argumentieren wird, dass die 
pensionierten Landwirte besonders stark von den wirt-
schaftlichen Folgen der Corona-Krise betroffen sind. 

Familienbonus
Im September 2020 werden 360 Euro pro Kind zusätz-
lich zur Familienbeihilfe und dem Schulstartgeld aus-
gezahlt werden. Damit werden Familien mit Kindern 
entlastet. Das ist angesichts der hohen finanziellen Kos-
ten, die Familien zu tragen haben, zwar zu begrüßen. 
Ein direkter Anknüpfungspunkt zur Krise ist jedoch 
nicht sichtbar. Der Bonus stellt im Prinzip eine konsu-
munterstützende Maßnahme dar. Kosten: 600 Millio-
nen Euro laut Finanzministerium.

Föderalismus
Geplant sind Zuschüsse in Höhe von mehr als einer 
Milliarde Euro für die Gemeinden sowie die Förderung 
des Infrastruktur-Ausbaus im Umfang von 50 Prozent 
der investierten Summen. Dieses Rettungspaket für Ge-
meinden bedeutet eine weitere Zentralisierung der Ein-
nahmen – als wären diese nicht schon in ausreichendem 
Maße zentralisiert. Dabei bräuchte Österreich das ge-

Mehrwertsteuer
Die Regierung hat eine zeitlich befristete Senkung der 
Mehrwertsteuer auf fünf Prozent beschlossen. Aller-
dings nur für ausgewählte Branchen wie Gastronomie, 
Beherbergung, Kultur und Publikationen und befristet 
bis Ende 2020. Deutschland hat einen anderen Weg ge-
wählt und den Steuersatz generell von 19 auf 16 Pro-
zent gesenkt, ebenfalls zeitlich befristet. Aus Sicht der 
Agenda Austria ist der deutsche auch der bessere Weg, 
weil die Verbraucher sofort wissen, wie hoch die Mehr-
wertsteuer ist. Eine derart transparente Vorgangsweise 
erhöht die Chancen, dass die Steuersenkung auch an 
die Verbraucher weitergegeben wird, während in Ös-
terreich große Verwirrung herrscht und eine Art Lob-
byismus-Wettlauf eingesetzt hat. Aber in jedem Fall ist 
selbst eine selektive Steuersenkung besser als gar keine. 
In sehr wettbewerbsintensiven Branchen werden die 
Verbraucher das über sinkende Preise spüren, in weni-
ger umkämpften Branchen nicht. Dort wird die Steu-
erersparnis zur Stärkung der Ertragskraft im Betrieb 
bleiben. Auch das könnte man angesichts wegschmel-
zender Eigenkapitaldecken argumentieren. Man darf 
sich dann nur keinen konjunkturellen Impuls erwar-
ten. Kosten der Senkung: 900 Millionen Euro laut 
Finanzministerium.

Abb. 4:  Kann sich der Staat eine Mehrwertsteuersenkung leisten?

Einnahmen aus der Mehrwertsteuer
– Steigerung, ausgehend von 1967

1970 1980 1990 2000 2010 2020
1,0

5,0

10,0

15,0

20,0

25,0

Steuereinnahmen 
bis 2019

Prognose für 

Inflation

2020

Quelle: OECD, Flora et al. (1983), Budgetdienst (2020), eigene Berechnungen.
Anmerkung: Bis 1972 Einnahmen aus der Umsatzsteuer. Ab 1973 Einnahmen aus der 
Mehrwertsteuer. Aufgrund der Senkung der Mehrwertsteuer und des Konjunktureinbruchs 
wird für dieses Jahr ein Rückgang von mindestens zwei Milliarden Euro prognostiziert.

Standort und Soziales 

Steuerstundungen
Einkommen- und Körperschaftsteuer können vorerst 
bis 15. Jänner 2021 zinsenfrei gestundet bzw. in Ra-
ten abbezahlt werden. Das verursachte einen Steuer-
rückstand von bisher mehr als sechs Milliarden Euro 

Das Rettungs
paket für Gemein‑
den bedeutet eine 
weitere Zentrali‑
sierung der Ein‑
nahmen. Dabei 
bräuchte Öster‑
reich das genaue 
Gegenteil: Mehr 
Steuerverantwor‑
tung für Länder 
und Gemeinden.
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500 bzw. 1.000 Euro (je nach Jahresumsatz) in der ers-
ten Phase werden jetzt steuerfreie, nicht rückzahlbare 
Zuwendungen von maximal 15.000 Euro im Jahr ge-
währt. Dabei gibt es monatlich höchstens 2.000 Euro, 
plus einem Comeback-Bonus von 500 Euro monatlich 
für sechs Monate. Ausbezahlt wurden bisher rund 389 
Millionen Euro (Stand 15.07.2020).

Fixkostenzuschuss
Nicht zurückgezahlt werden müssen Zuschüs-
se zu Miete, Kreditraten, Versicherungsprämi-
en, Energie- und sonstigen Fixkosten, aber auch 
für verdorbene Ware. Gestaffelt nach Umsatzent-
fall übernimmt der Staat bis zu 75 Prozent bzw.  
90 Millionen Euro (bei 80 bis 100 Prozent Rückgang) 
der Kosten. Der Fixkostenzuschuss ist positiv zu sehen. 
Allerdings gibt es in vielen Fällen auch hier zeitliche 
Verzögerungen bei der Auszahlung. Kosten: sechs 
Milliarden Euro über mehrere Jahre laut Finanz-
ministerium.

Kreditgarantien
Für Kredite hat der Bund bisher sechs Milliarden Euro 
(Stand vom 15.07.2020 laut BMF) an Haftungen bzw. 
Garantien übernommen. Sie werden im Budget nur 
schlagend, wenn die Kredite nicht zurückbezahlt wer-
den können. Voraussetzung: Das Unternehmen konnte 
zum Ende des vergangenen Jahres als „gesund“ einge-
stuft werden, besitzt mindestens acht Prozent Eigen-
kapital und hat in der Vergangenheit seine Kredite im 
Schnitt in 15 Jahren zurückgezahlt.

Diese Haftungen waren am Höhepunkt der Krise 
durchaus zu begrüßen, zumal vielen Unternehmen 
die Ausübung ihres Geschäfts zum Schutz der öffent-
lichen Gesundheit untersagt wurde. Der Nachteil 
an der Sache: Wer im Vorjahr viel investiert hat und 
Verluste schrieb, wird als „nicht gesund“ eingestuft. 
Zudem werden auch Unternehmen mit in die Zu-
kunft geschleppt, die eigentlich schon vor Ausbruch 
der Krise am Ende waren. Das ist allerdings nicht 
zu verhindern, wenn jene Betriebe vor dem Unter-
gang bewahrt werden sollten, die über ein eigent-
lich funktionierendes Geschäftsmodell verfügen. 
Entscheidend ist, dass Hilfen rasch geleistet werden.  
Und da scheint es in Österreich zu deutlichen Verzöge-
rungen zu kommen. Das liegt nicht zuletzt an der star-
ken Regulierung der Banken. Sie dürfen selbst zu 100 
Prozent vom Staat besicherte Kredite an Unternehmen 
nicht weitergeben, wenn diese zum 31. Dezember 2019 
nicht als gesund und überlebensfähig eingestuft wur-

naue Gegenteil: mehr Steuerverant-
wortung für Länder und Gemein-
den, d.h. Letztere sollten für ihre 
Einnahmen und Ausgaben in einem 
deutlich höheren Ausmaß selbst ver-
antwortlich sein als bisher. Wichtig 
ist, dass die temporären Kostenüber-
nahmen des Bundes für die Gemein-
den nicht zu einer Dauerlösung 
werden. Laut Schätzungen des Zen-
trums für Verwaltungsforschung  6 

werden österreichische Gemeinden 
rund zwei Milliarden Euro weniger 
Einnahmen aufweisen als vergan-
genes Jahr. Darunter fallen bis zu  

1,1 Milliarden aus dem Entfall der Ertragsanteile, 300 
Millionen aus niedrigeren Kommunalsteuern und bis 
zu 180 Millionen Euro aus dem Rückgang der Kurtaxen.

Grundeinkommen für Künstler
Für Kunstschaffende gibt es aus einem eigenen Über-
brückungsfonds ab Juli monatlich 1.000 Euro bis zum 
Ende des Jahres. Der Fonds ist bei rund 15.000 erwarte-
ten Antragstellern mit rund 90 Millionen Euro dotiert. 
Das entspricht zwar nicht dem ganz großen Geld, ist 
aber ein gutes Beispiel der österreichischen Klientelpo-
litik. Zweifellos ist die wirtschaftliche Lage für Künst-
ler eine enorm schwierige – aber das gilt für so gut wie 
alle Gewerbetreibende auch. Für sie gibt es zwar den 
Härtefallfonds, an den aber unzählige Bedingungen ge-
knüpft sind. Dabei zählen Kleinbetriebe zu den größ-
ten Opfern der Krise. Ihnen werden zwar jene Fixkos-
ten teilweise abgegolten, die in der Zeit des behördlich 
verordneten Lockdowns angefallen sind. Aber viele 
Unternehmen haben keinerlei Einkommen mehr und 
stehen vor dem Ruin.

Härtefallfonds
Das mit zwei Milliarden Euro dotierte Sicherheitsnetz 
für Kleinstunternehmen, Selbständige und freie Dienst-
nehmer wird von der Wirtschaftskammer bzw. der Ag-
rarMarkt Austria (AMA) – für die Landwirtschaft – ver-
waltet. Bemerkenswert: Während über 70.000 Anträge 
von Unternehmern abgelehnt wurden, sind nur knapp 
300 Zurückweisungen aus dem Landwirtschaftsbe-
reich bekannt (Stand 15.07.2020). Zudem wurde Kri-
tik wegen zu langsamer Abwicklung laut. Mittlerweile 
wurde nachgebessert. Nach den Sofortzuschüssen von 

6	KDZ (2020).
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den. Nicht zu unterschätzen ist die Gefahr langfristiger 
Folgen, insbesondere jene der Zombifizierung zahlrei-
cher Unternehmen und einer Verschleppung von In-
solvenzen. Allerdings sind derartige Schäden nicht zu 
vermeiden. In Summe ist es besser, auch einige „Zom-
bies“ zu schaffen, als zu viele an sich gesunde Betriebe 
auf dem Weg aus der Krise zu verlieren. 

Vereine in Not
Für gemeinnützige, mildtätige und kirchliche Aktivi-
täten von Vereinen und anderen Non-Profit-Organisa-
tionen in allen Bereichen – vom Sport bis zur Kultur 

– stellt der Bund 700 Millionen Euro aus dem Krisenbe-
wältigungsfonds zur Verfügung. Die Kriterien stehen 
noch nicht fest. Auch das ist ein gutes Beispiel für er-
folgreichen Lobbyismus. 

Weitere Maßnahmen
Viele der angekündigten Maßnahmen (Breitbandaus-
bau, Klimainvestitionen) haben wenig mit der Corona-
Krise zu tun, sind aber dennoch in diesen Bereichen 
positiv zu bewerten. Denn Investitionen in die Umwelt 
wie auch die Digitalisierung werden für den zukünfti-
gen Wirtschaftsstandort eine große Bedeutung haben. 
Kosten: 166 Millionen Euro für den Breitbandaus-
bau, 755 Millionen Euro für die Sanierungsoffensi-
ve (Investitionen von privaten Haushalten und Be-
trieben, beispielsweise in die Modernisierung von 
Heizsystemen) und 1,3 Milliarden Euro für Umwelt 
und Verkehr laut Finanzministerium.

Fazit

Die österreichische Regierung hat zu Beginn der Krise 
eine Reihe von milliardenschweren Hilfspakten ge-
schnürt. Nicht alle sind richtig und wichtig – aber eine 
ganze Reihe davon ist es durchaus. Allen voran der Ver-
lustrücktrag, der an sich gesunden Betrieben hilft, die 
kommenden Monate wirtschaftlich zu überstehen. Völ-
lig richtig ist auch die vorgezogene Senkung der Lohn- 
und Einkommensteuer, zumal nur drei Länder in Eu-
ropa den Arbeitnehmern mehr Geld abverlangen als 
Österreich. Die Steuer- und Abgabenlast wirkt schon 
in der Hochkonjunktur drückend, umso mehr in einer 
wirtschaftlich prekären Situation. In höchstem Maße 
zu begrüßen ist auch der steuer- und sozialversiche-
rungsfreie Bonus in Höhe von 3.000 Euro pro Jahr für 
Arbeitnehmer, die während der Corona-Krise besonders 
viel geleistet haben. Eine Entlastung, die dauerhaft gel-
ten sollte. Nachvollziehbar ist auch die vorübergehende 
Absenkung der Mehrwertsteuer. Weniger verständlich 
ist, dass sie nur für gewisse Branchen gilt. Eine generelle 
Absenkung der Steuersätze wie in Deutschland wäre der 
bessere Weg gewesen. Dies deswegen, weil eine generelle 
Reduktion für jedermann nachvollziehbar, also transpa-
rent ist. Und damit wäre auch der Anreiz, die Steuersen-
kung weiterzugeben, größer gewesen. Zudem hätte man 
sich den unschönen Subventionslauf erspart. Überhaupt 
sorgen die unzähligen, für einzelne Branchen geschnür-
ten Hilfspakete für steigende Verwirrung. Eine stringente 
ordnungspolitische Linie sieht anders aus. Ein geradezu 
verheerendes Beispiel erfolgreichen Branchen-Lobbyings 
ist das Bauernpaket, allen voran die rückwirkende Erhö-
hung der Pensionen für altgediente Landwirte. Den pen-
sionierten Bauern ist die Erhöhung ihrer kargen Rente zu 
gönnen – doch in welchem Zusammenhang steht dieser 
rückwirkende Geldsegen mit der aktuellen Krise? Abge-
sehen davon, dass die Symbolik eine verheerende ist. Statt 
eine Pensionsreform durchzuführen, werden die Renten 
einer besonders gut vertretenen Berufsgruppe erhöht. 

Alles in allem fällt eine erste Zwischenbilanz positiv aus 
– der Reparaturbedarf in einigen Bereichen ist aber nicht 
zu übersehen, etwa bei der Kurzarbeit. Letztere ist nur 
für den vorübergehenden Konjunktureinbruch gedacht, 
nicht als längerfristiger Ersatz des Arbeitslosengeldes. 
Deutlich mehr Engagement ist im Bildungsbereich ge-
fragt. Hier scheint das Prinzip Hoffnung vorherrschend 
zu sein. Nun darf man zwar hoffen, dass die Lage kei-
ne bundesweiten Schulschließungen mehr erforderlich 
macht. Aber in einzelnen Bezirken bzw. Regionen ist 
durchaus mit weiteren Schließungen zu rechnen.
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